
Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Gestatten Sie eine weitere Frage? - Bitte, stellen Sie Ihre Fra­
ge.

Dr. Hagemann (CDU/DA):

Frau Kollegin, sind Sie auch der Meinung, daß dieses Land mit 
seinem rückständigen Gesundheitswesen nicht nur für seine 
Bürger unattraktiv ist, sondern auch für Investoren, für Touri­
sten, daß es ein unhaltbarer Zustand insgesamt sein wird?

Frau Kreuz (PDS):

Ja, natürlich. Ich rede doch die ganze Zeit davon, daß wir etwas 
verbessern wollen.

(Dr. Hagemann, CDU/DA: Danke.)

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Danke.

Meine Damen und Herren! Das Präsidium schlägt vor, den Ge­
setzentwurf des Ministerrates auf Drucksache Nr. 227 zu über­
weisen zur federführenden Beratung an den Ausschuß für das 
Gesundheitswesen und zur Mitberatung an den Finanzaus­
schuß und an den Rechtsausschuß. Wer mit diesem Überwei­
sungsvorschlag einverstanden ist, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Danke. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? 
- Bei zwei Enthaltungen wurde dem Überweisungsvorschlag zu­
gestimmt.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 20:

Antrag der Fraktion CDU/DA, betreffend Ausschreibun­
gen der Stellen in der Treuhandanstalt 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 225).

Ich bitte als Vertreter der Fraktion der CDU/DA den Abgeord­
neten Nitsch, das Wort zur Begründung zu nehmen.

Nitsch für die Fraktion CDU/DA:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst eine 
Korrektur: In der Tagesordnung ist der Titel nicht richtig ausge­
druckt. Es geht nicht um die Stellen in der Treuhand, sondern es 
geht um die der Treuhand unterstellten Unternehmen.

In der Drucksache 225 stellen wir Ihnen eine Gesetzesinitiati­
ve vor, die die Ausschreibung der Stellen der Geschäftsführer 
bzw. der Vorstandsmitglieder in den durch die Treuhand verwal­
teten Unternehmen vorsieht, sofern für diese Unternehmen 
noch keine Aufsichtsräte existieren.

Die Treuhandanstalt hat in der Mehrzahl der Unternehmen, 
die noch nicht vollständig umgewandelt sind, die Stellen der 
vorläufigen Geschäftsführer oder Vorstände mit den alten 
Wirtschaftsfunktionären besetzt. Diese Verfahrensweise hat 
zu zahlreichen Zuschriften und Protesten geführt. Man könn­
te sagen, hier ist unsere friedliche Revolution steckengeblie­
ben.

Der überwiegende Teil dieser schriftlichen Äußerungen miß­
billigt und protestiert gegen die Fortführung der Unternehmen 
durch die bisherigen alten Leiter, die es teilweise durch ge­
schickte Gesellschaftsgründungen verstanden haben, sich 
selbst als Geschäftsführer einzusetzen und alte Privilegien un­
ter neuen Bedingungen zu zementieren.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Zum Gesetz selbst: In § 2 wird das international bewährte Ver­
fahren der öffentlichen Ausschreibung vorgesehen. Zur Aus­
schreibung gehören Veröffentlichungen im Unternehmen 
selbst sowie in mindestens einer regionalen oder überregionalen 
Zeitung. Dabei wird auch den bisherigen Direktoren die Mög­
lichkeit der Bewerbung gegeben. Es geht also nicht um einen 
Rundumschlag. Alle vorläufigen Geschäftsführer, die sich nicht 
alte Privilegien mit neuen Bedingungen gesichert haben, sollen 
eine gleichberechtigte Chance erhalten. Wichtig sind persönli­
che Integrität und fachliche Kompetenz sowie das Ansehen in 
der Belegschaft des jeweiligen Unternehmens.

Im Zentrum der Gesetzesinitiative steht die Entscheidungs­
vorbereitung zur Bestellung der Persönlichkeiten für die Unter­
nehmensführung selbst. Im § 4 ist die Zusammensetzung des 
vorgeschriebenen Gremiums vorgegeben. Mit diesem Verfah­
ren ist eine Demokratisierung bei der Auswahl der Personen für 
die Besetzung der noch nicht vollständig umgewandelten Unter­
nehmen vorgegeben.

Ich möchte darauf hinweisen, daß diese Auswahl nach diesem 
Verfahren sicherlich nur in unserer Situation, zum Zeitpunkt 
der Revolution, stattfindet, ansonsten gelten die üblichen ge­
setzlichen Regelungen aus dem Gesellschaftsrecht, wie sie dann 
auch unsere Rechtsordnung sein werden.

Wir haben dann noch definiert, daß das Gesetz für alle Unter­
nehmen gilt, für die zum Zeitpunkt der Beschlußfassung dieses 
Gesetzes noch kein Aufsichtsrat existiert. Unternehmen sind : 
le Kapitalgesellschaften, die aus den früheren Kombinaten^ 
Kombinatsbetrieben und Betrieben durch Umwandlung oder 
Entflechtung hervorgegangen sind und die jetzt noch der Treu­
hand unterstehen und keine Aufsichtsräte haben. Es geht also 
nicht um GmbH, die total privatisiert sind. Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der Fraktion CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Danke. Dem Präsidium liegen Wortmeldungen der Fraktionen 
F.D.P., CDU/DA und DSU vor. In dieser Reihenfolge bitte ich das 
Wort zu nehmen. Ich erteile jetzt Herrn von Ryssel, Fraktion der 
F.D.P.,das Wort.

Von Ryssel für die Fraktion der F.D.P.:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann mich ei­
gentlich bei dem Problem nur meinem Vorredner voll und ganz 
anschließen. Wir hatten ja bereits in der vergangenen Wocb" 
einen Antrag eingebracht, der im zweiten Anstrich quasi dies^_ 
Probleme beinhaltete. Ich gebe hier nur zu bedenken, ob dieses 
Haus berechtigt ist, hier ein Gesetz zu erlassen, das in die Arbeit 
der Treuhandanstalt direkt eingreift. Ich meine, die Treuhand­
anstalt hat ihre Aufgaben. Wir haben mit dem Beschluß in der 
vergangenen Woche über den Ministerpräsidenten die Treu­
handanstalt aufgefordert, entsprechende Maßnahmen einzulei­
ten, die auch eine fachkompetente Besetzung dieser geschäfts­
führenden Vorstände selbst ermöglichen.

Was hier im einzelnen aufgeführt ist, könnte für diese Treu­
handanstalt eine ausgesprochen gute Hilfe sein zur Einleitung 
der geforderten Maßnahmen. Ich denke, die Treuhandanstalt 
sollte hieraus entscheidende Aktivitäten entnehmen, um kurz­
fristig wirklich eine fachkompetente Besetzung der geschäfts­
führenden Vorstände zu erreichen.

Ich möchte dabei aber darauf hinweisen, daß mir einige Passa­
gen in diesem Paragraphen nicht so ganz gut gefallen, z. B. im § 2 
die Formulierung „Die Entscheidungen sind bis Ende 1990 her­
beizuführen“ erscheint mir zu lang. 3 Monate Unsicherheit in 
den Betrieben führen zu Effektivitätsverlusten. Beim § 3 - Herr 
Nitsch hat das eigentlich richtig gesagt: „sowie das Ansehen“. 
Nur im Vertrag steht: „ Entscheidend sind das Ansehen und die 
Autorität“. Mit Ansehen und Autorität allein kann man aber 
einen Betrieb nicht leiten.
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